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Wer nicht fragt, bleibt dumm!

Es ist Wahlkampf in NRW.  Dem zollt
dieser Artikel Tribut. Und weil unsere
Leser nicht dumm sind, fragen sie. Wir
antworten. Unabhängig? Ziem lich!
Überparteilich? Nein. Aber wahrheits-
gerecht. Trotz, oder gerade we gen des
Wahlkampfs.

Wer soll die Wahl gewinnen? Wer
hat die Kraft, NRW nach vorne zu
bringen?
Hannelore Kraft und die NRWSPD!
Wenn sie/wir die Wahl gewinnen, ge -
winnen auch die Menschen in NRW!

Wie wollen wir die Wahl gewinnen?
Durch Engagement! Auch wenn die
Um fragezahlen gut aussehen: Die
Wahl ist noch nicht gewonnen. Wir
müssen die Leute an die Wahlurne
bringen, notfalls persönlich. Wir ha -
ben nach nur zwei Jahren ein über -
zeu gendes Arbeitsergebnis er zielt
und geben NRW Zukunfts per s pek -

tiven. Viel ist erreicht, aber es gibt
auch noch viel zu tun. 

Was haben wir für NRW erreicht?
1. Wir haben die Kommunen ge -

stärkt. Unsere Städte sind unser Le -
bensraum. Die CDU hat sie ausge-
plündert. Wir sind auf einem gu ten
Weg, sie wieder zu Orten zu ma -
chen, in denen es sich zu leben
lohnt, für Jung und Alt!. Der Stär -
kungspakt Stadtfinanzen ist ein
Bau stein für diesen Weg.

2. Schule und Studium: Die Bildung
un serer Kinder ist unsere Inves ti -
tion in die Zukunft. Unser „Roh stoff“
sind die Menschen in NRW: ihr Fleiß
und ihr Können! Aber sie brauchen
faire Aufstiegschancen. Darum ha -
ben wir u. a. die Ab schaf fung der
Stu diengebühren durchgesetzt und
ein Kindergartenjahr beitragsfrei
ge stellt.

Wieso sollen gerade Selbständige
die SPD wählen?
Weil sie von allen Parteien am ehe-
sten die kleinen und kleinsten Be trie -
be unterstützt. Die CDU hat in ihrer
Regierungszeit nichts für Klein-Un -
ter nehmer und mittelständische Be -

trie be getan. Außer Sonntagsreden
gehalten. Rot/Grün hat ein beach -
tens wertes Mittelstandsgesetz auf
den Weg gebracht. Soll es etwa in
den Schubladen vergammeln? Die
CDU hat für ihre Spendenzahler, für
die Lobbyisten der Banken, Versiche -
rungen und der Großindustrie immer
ein offenes Ohr. Wie auch die FDP. So
lange diese Parteien sich das andere
Ohr zuhalten, anstatt es für die be -
rech tigten Anliegen kleiner Selbstän -
diger zu öffnen, sind sie für diese Be -
völkerungsgruppe nicht wählbar!

Weshalb sollten gerade Solo-Selb -
ständige die SPD wählen?
Weil endlich eine einkommensab hän -
gige Sozial-Absicherung für Selb stän -
dige eingerichtet werden muss. Wir
sind nicht nur Zahnärzte und Fi nanz -
makler. Viele von uns erzielen nur ge -
ringe Einkommen und sind von Alters -
armut bedroht. Um das zu ändern,
brauchen wir die Hilfe des Staates,
der viele von uns in die Zwangs-Selb -
ständigkeit verschoben hat. Wir brau-
chen Zukunftsaussichten! Wir brau-
chen das Ohr der Politik. Kostenlos!
Nicht, wie bei der NRWCDU („Rent a
Rüttgers“).
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Weil wir eine nachhaltige Wirt schafts -
politik brauchen. Mit Verant wor tung
für unsere Kinder. Keine Lobbyisten-
und Klientel-Politik a la Schwarz/Gelb.
Und weil wir für unsere Kleinstbe trie -
be mehr Unterstützung brauchen. Be -
ratung und Finanzierung. Nicht nur
Sub ventionen für die Großen und
Geld zum Zocken für die Banken.

Warum Hannelore Kraft und die
NRWSPD wählen?
Weil Hannelore Kraft bewiesen hat:
Sie kann es, sie hat ein Herz für unser
Land, sie steht für klare Kante, für kla re
Verhältnisse! Wie die NRWSPD. Man
kann sich aufeinander verlassen. Und
ist sich einig! Man diskutiert miteinan-
der um der Sache willen, nicht um
Personen und Posten. Auch das un -
terscheidet uns von anderen Parteien.

Umweltminister Norbert Röttgen hat
schon im Bund versagt. Keine klare Li -
nie, keine Verlässlichkeit, keine Pla -
nungs sicherheit bei der Energie wen -
de, für deren Fehlstart er die Verant -
wor tung trägt. Außerdem: Keine Aus -
sage von ihm darüber, wo er und sei ne
CDU sparen wollen. Mit dem Ra sen -
mäher geht das nicht. Auch seine „Mi -
nis terpräsidentin Kraft = Schul den kö -
ni gin“-Debatte verfängt nicht mehr.
Die Schulden pro Kopf sind lt. Bund
der Steuerzahler in NRW „nur“ durch-
schnittlich hoch. Bes ser im Schul den-
Ranking liegen z. B. 4 der neuen Bun -
desländer, die von NRW unterstützt
wer den! Trotzdem hat NRW in den
letz ten 2 Jahren außergewöhnlich viel
in seine Zukunft inves tiert. NRW hat
immer noch am schweren Erbe der
Rüttgers-Regierung zu tra gen. Und
hat trotzdem weniger Schul den ge -
macht, als es Schwarz/Gelb für 2011
vor gesehen hatte! Schon vergessen? 
Noch in 2007 wollte Norbert Röttgen
Hauptgeschäftsführer des BDI wer-
den. Aber sein Bundestagsmandat
woll te er für seine Lobby-Arbeit be -

hal ten. Man beachte die Parallelen
zur Gegenwart: Röttgen ist CDU-Spit -
zen kandidat in NRW, aber Umwelt -
minister in Berlin bleibt er. Der Mann
auf der Durchreise führt in seinem
Ne benjob als „CDU-Spitzen kan di dat
mit Rückfahrkarte“ einen po litischen
Eiertanz auf. Zudem fehlt es „Muttis
Klügstem“ auch an Durch setzungs -
kraft. Im Berliner Kabinett knickt er
stets ein, wenn es um etwas geht.
Und ihm soll man die Zukunft NRWs
anvertrauen?

Christian Lindner ist ebenso ein politi-
sches Leichtgewicht. Bei Gegenwind
tritt er schon mal gerne zurück. Um
dann wieder aufzutauchen, wenn
kein Risiko damit verbunden ist.
Wenn seine NRW-FDP unter 5 Prozent
bleibt, trifft ihn keine Schuld. Holt er
mehr, ist er der neue (x-te) Held der
FDP. Den FDP-Wahlkampfhelfer spielt
Wolfgang Clement. Den gönnen wir
Herrn Lindner von Herzen, der passt
zur FDP! Gönnen wir der FDP auch 4,9
Prozent der Stimmen! Mehr Besser -
ver dienende wird’s in NRW nicht ge -
ben. Und für die Abwicklungskosten
wird der Spenden-Sparstrumpf der
FDP noch reichen. 

Katharina Schwabedissen ist Spitzen -
kan didatin der Linken in NRW. „Schwa -
be“? Das passt nicht recht. Sparen ist
für die Links-Partei ein Fremdwort. Das
haben sie in der DDR nicht ge lernt. Ihr
Angebot an die Wähler: Darf es noch
ein Schäufelchen Wohltaten mehr
sein? Diese unverantwortliche, popu-
listische Politik ist mit uns nicht zu
machen. Wer als „Linke/r“ soziale, ver-
antwortliche Politik unterstützen will,
sollte die SPD wählen. Denn von Stim -
men für die Linke profitiert ausge -
rech net Norbert Röttgen. Das gilt
auch für Stimmen für die Piraten.

Joachim Paul ist der NRW-Spitzen pi -
rat. Wer die Piraten wählt, weiß mei-

Fortsetzung von Seite 1
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stens nicht, welche Politik er für NRW will.
72 % (Infratest) wählen die Pi raten aus Pro -
test gegen die etablierten Parteien. Oder
nur so, aus einem Bauch-Gefühl heraus.
Wie viel Ver trau en in „ordentliche Politik“
muss da verloren gegangen sein! Für die
Wiedererlangung dieses Ver trauens haben
wir in NRW seit 2 Jah ren hart gearbeitet.
Mit der Beset zung politischer Themen und
der Lö sung von Problemen. Handeln statt
Reden ist der richtige Weg. Es ist unser Weg!
Derweil macht Spitzenkandidat Paul da -
durch von sich reden, das er „Kne te“ für die
Mitglieder der Piraten-Par teispitze haben
will. Das passt seinen fundamentalisti-
schen Freunden sicher nicht. Und trübt das
mühsam gebas tel te Image dieser Partei, die
(noch) keine sein will.

Trotzdem können wir gegenseitig vonein-
ander lernen. Wenn die Piraten am 13. Mai
in den Landtag kommen sollten, könnten
wir ihnen parlamentarische Notwendig kei -
ten und Ab läu fe erklären. Und ihre Vor stel -
lungen von Transparenz und von der Beteili -
gung der Mit glieder an der parteipoliti-
schen Willensbildung für uns teilweise über -
nehmen.

Bleibt Silvia Löhrmann. Sie wird die Grü nen
in den Wahlkampf führen. Sie und die NRW-
Grünen haben unsere er folgreiche Politik
mit gestaltet, wenn auch nicht immer zu
unserer rei nen Freude! Es war keine Liebes -
heirat von SPD und den Grünen. Aber es ist
eine verlässliche Partnerschaft auf Augen -
hö he entstanden, in der je der wusste, was
geht, und was nicht. Was dabei an prakti-
scher Politik um gesetzt wurde, kann sich se -
hen las sen. Und es bedarf der Fort set zung.
Wenn die Mehrheits verhält nisse es dem-
nächst zulassen!

Nicht Rot/Grün ist im März 2012 ge schei -
tert, sondern das Minder heiten regierungs-
„System der Einladung“! Wa rum? Weil die
Opposition ihrer Ver antwortung nicht ge -
recht wurde! Par teitaktik galt bei CDU, FDP
und Lin ken mehr als das Landeswohl. Das
Ziel eines neuen Koalitions ver tra ges der

Wunsch partner Rot/Grün muss sein, sich
dem Landeswohl zu ver pflichten und einen
verlässlichen Hand lungsrahmen für die Po -
li tik der nächsten Jahre in NRW vorzuge-
ben. In dem für grüne Technikfeindlichkeit
und Klientelpolitik kein Platz sein darf. Des -
sen Umsetzung unser Land weiter voran
bringt: NRW als Stand ort für Industrie, For -
schung sowie Klein- und Mittelständische
Wirtschaft, sozial gerecht, bereit zu Inves ti -
tionen in eine bessere Zukunft! Mit hand -
lungs fähigen Kommunen, in denen es zu
leben Freude macht. Mit Kin dern, die eine
Zukunft haben. Unab hän gig vom Geld beu -
tel ihrer Eltern. Mit Aufstiegschancen für
Alle! Aber auch mit Hilfe zur Selbsthilfe für
die, die sich nicht selber helfen können. 

Und all das mit sparsam und verant wor -
tungs voll eingesetzten Mitteln. Unmög lich?
Doch möglich! Mit uns!

Am 13. Mai: Wählen gehen! Hannelore
Kraft und die NRWSPD!

Darum bittet, das empfiehlt Ihr/Euer

Fortsetzung von Seite 2

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW
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Nach der Durchführung der Regu la -
rien betrat SPD-Chef Siegmar Gabriel
die Bühne. Er kämpft lieber mit den
Sä bel statt mit dem Florett. So begei-
stert er die Delegierten mit Angriffen
auf den CDU-Spitzenkandidaten Nor -
bert Röttgen, den er „als Mann, der
sich nicht traut“ charakterisiert. Für
NRW und den Bund verspricht er für
die SPD, man würde sich für faire und
gute Löhne einsetzen. Wirtschaft li -
cher Erfolg und soziale Sicherheit, das
seien die Ziele der Sozialdemokratie
in NRW und im Bund.

Hannelore Krafts im Anschluss gehal-
tene Rede war etwas „staatstragen-
der“. Sie wies auf die erfolgreiche Po li -
tik der NRWSPD in den letzten 20 Mo -
naten hin und nannte ihr Wahlziel:
„Kla re Verhältnisse in NRW“! Mit ihrer
Einstimmung auf den kommenden
Wahlkampf konnte Hannelore Kraft
Herz und Verstand der Delegierten
für sich gewinnen: Ein einstimmiges
Wahl-Votum für Sie war das Resultat!
Bei der an den Parteitag anschließen-
den Landesdelegiertenkonferenz ging
es um Abstimmung über die Landes -
reserveliste zur kommenden Land -
tags wahl.

André Stinka, stellv. Vorsitzender der
AGSNRW, erhielt den Listenplatz 12
(von 128). Da die meisten der vor ihm
auf der Liste abgesicherten Kandida -
tin nen und Kandidaten ihren Wahl -
kreis wahrscheinlich gewinnen wer-
den, ist dieser 12. Listenplatz geeignet,

um wieder in den Landtag zu kom-
men und seine erstklassige energie-
und umweltpolitische Arbeit fortzu -
set zen. Das wird André Stinka aber
nicht davon abhalten, in Coesfeld um
jede Stimme zu kämpfen. Ein Direkt -
man dat zu erlangen ist dort für einen
So zialdemokraten äußerst schwierig.
Aber vielleicht gelingt es ihm ja durch
seinen unermüdlichen Ein satz, das Ver -
trauen der Wähler zu ge winnen nach
dem Motto: Andre Stinka ist zwar ein
Sozi, aber den kann, den muss man
wählen. Um der Sache willen. Wir wün-
schen viel Er folg!

Die AGSNRW war im Düsseldorfer
Con gress-Center wieder mit einem In -
fo-Stand dabei, als einzige „klassische“
Arbeitsgemeinschaft (außer den Ju -
sos). Die Teilnahme hat sich ge lohnt,
es gab viele gute Gespräche und Kon -
takte. Zu Gast waren u. a. Han ne lore
Kraft, Guntram Schneider und Franz
Mün tefering. Auch etliche Land tags -
mitglieder be suchten unseren In fo -
stand.

Im Plenum legten wir unser Flugblatt
„Warum AGS?“ (PDF, 144 kB) aus, in
dem wir unsere Arbeitsgemeinschaft
und unsere Posi tionen noch einmal
vor stellen. 
Au ßerdem warben wir um Mitarbeit
in unseren neuen Arbeits krei sen mit
der Broschüre „Mitarbeiten in der
AGS NRW“ (PDF, 10 Seiten, 628 kB). Fa -
zit der AGS-Präsenz: Da bei sein lohnt
sich. Immer!                                            <

Landesparteitag der NRWSPD in Düsseldorf 

AGSNRW wieder mit eigenem Stand vor Ort

31. März 2012: Die NRWSPD hält einen außerordentlichen Parteitag in Düsseldorf ab. Aus dem ganzen

Land trafen Delegierte zusammen, um das Wahlprogramm 2012-2017 zu diskutieren und zu beschließen.

Am Infostand der AGSNRW im Düsseldorfer
Congress-Center u.a.: Hannelore Kraft, Gun -
tram Schneider, Franz Müntefering, André
Stinka, Matthias Albrecht (Landes vorsit zen -
der der ASG in Nordrhein-Westfalen).

http://www.ags-in-nrw.de/downloads/AGSNRW_Arbeitskreise_1203.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/AGSNRW_Arbeitskreise_1203.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/Warum_AGSNRW.pdf
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Am 27. März trafen sich interessierte
AGSlerInnen im Bürgerbüro des Flug -
hafens Düsseldorf zu einer Verkehrs-
/Infrastruktur-politischen Fach ver an -
stal tung zum Thema „Die Bedeutung
des Luftverkehrs für die wirtschaftliche
Entwicklung: Chancen und Risi ken. Ein
kritischer Dialog.“

Dipl.-Ing. Christoph Blume, Sprecher
des ADV (Arbeitsverband deutscher
Ver kehrsflughäfen), führte die zahlrei-
chen Gäste mit einer Präsentation in
das Thema ein. 

Gemäß Luftver kehrs konzept der Bun -
desregierung aus dem Jahr 2009 hän -
gen in Deutsch land 850.000 Ar -
beitsplätze vom Luft verkehr ab. Er
sichert die internatio na le Anbindung
Deutschlands und bil det eine uner-
lässliche Grundlage für Ex- und Im -
port und den Touris mus. In NRW lie-
gen mit Düsseldorf und Köln zwei der
sieben großen Flug häfen in Deutsch -
land.

Vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2020
wachsen die Passagierzahlen progno-
stiziert von 148 Mio. auf 307 Mio. Als
Maßnahmen zur Bewältigung dieser
Anforderungen sind in Planung:

• Frankfurt (FRA): Ausbau (4 Bahnen)
• München (MUC): Ausbau (3 Bahnen)
• Berlin (BER): Neubau
• Düsseldorf (DUS): Kapazita�ts erwei -

terung/Ausbau

Da kein weiterer Flughafen-Neubau
geplant (und wohl auch nicht durch-
setzbar) ist, müssen die steigenden
Passagier- und Fracht-Zahlen durch
noch effizientere Nutzung der Infra -
struktur bewältigt werden.

Mit 18,3 Mio. Menschen hat der Be -
reich Rhein-Ruhr in Deutschland den
weitaus größten Einzugsbereich (auf
Platz 2: Frankfurt mit 9,8 Mio.). 13,8
Mio. Menschen können den Flug ha -
fen Düsseldorf per Bahn in weniger
als 60 Min. Fahrzeit erreichen. Für
NRW ist – mit Sitz von 9 der 30 deut-
schen DAX-Unternehmen und seinem
starken Mittelstand – ei ne gute Flug -
anbindung unerlässlich. Weiterhin ist
Düsseldorf in NRW mit 57 % des Pas sa -
gieraufkommens Markt führer (vor
Köln mit 27 %). Seine Stellung als
attraktiver Umsteigerflughafen für
Mitteleuropa hat Düsseldorf durch
Schaffung seiner neuen Infrastruktur
nach dem Brand 2007 erlangt.

Schnelles Umsteigen ist möglich, da:
• kurze Wege innerhalb und zwi-

schen den Flugsteigen
• alles unter einem Dach, kein Termi -

nal wechsel
• kurze Anschlusszeiten mit nur 35

Mi nuten MCT (alle Relationen) 

Das sind beeindruckende Zahlen zur
Bedeutung der Luftverkehrs, nicht
nur den Flughafen Düsseldorf betref-
fend. 

Aber auch die „Schattenseiten“ des
Luft verkehrs wurden angesprochen.
Vor allem die Lärm- und Schadstoff -
belastung für die Anwohner verhin-
dern nachvollziehbar eine grenzenlose
Ausweitung dieser Verkehrsform. Be -
schränkungen der Flugzeiten sollen
die Belastung eingrenzen. Die Betrei -
ber gesellschaft hat aber auch durch
ho he Investitionen in ein Schall schutz -
programm den Pro ble men der An woh -
ner Rechnung getragen, durch den
Einsatz von über 60 Mio. € für passi-
ven Schallschutz und über 6 Mio. € für
Außenwohn bereichs entschädigung! 

Von der Belastung durch Fluglärm
konnten sich die AGS-Besucher selbst
ein Bild (bzw. Ohr) machen. Unter der
fachkundigen Führung von Michael
Hanné, dem Leiter Geschäfts bereich
Operations, führte nämlich eine Rund -
fahrt und Besichtigung zu wesentli-
chen Teilen des Flughafens. Unmittel -
bar unter der Einflug schnei se vermit-
telten landende Flugzeuge die mit
dem Luftverkehr verbundenen Lärm.

Landesvorstand informierte sich über Verkehrsinfrastruktur 

AGSNRW besucht den Düsseldorfer Flughafen

Das Thema: Verkehrsinfrastruktur ist für die Klein- und Mittelständische Wirtschaft von besonderer

Bedeutung. Wenn man zu einem Thema dialogfähig sein will, gehören dazu Informationen, am besten

aus erster Hand. Dafür sorgte Gerd Blatz, unser Landesvorstandsmitglied aus Düsseldorf. 

Aus der Präsentation von Dipl.-Ing. Christoph
Blume, Sprecher des ADV
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Sehr interessant war auch ein Besuch
des Logistik-Bereiches und des Flug-
Vorfeldes. 
Die Veranstaltung hat deutlich ge -
macht, dass weiter in Infrastruktur-
Maß nahmen in NRW investiert wer-
den muss. Aber auch um die Akzep -
tanz solcher Maßnahmen bei der Be -
völkerung muss verstärkt gerungen
werden.                                                   <

Vorschau

„Vor Ort“-Themen in der nächsten Ausgabe

Fortsetzung von Seite 5

Treffpunkt Handwerk:
Meisterfeier 2012 in Düsseldorf

Am 29. April 2012 fand in Düsseldorf
die Meisterfeier des Jahrgangs 2011
statt. Traditionell hält eine Persön lich -
keit aus Wirtschaft der Politik die Fest -
ansprache. In diesem Jahr ist die Wahl
auf Dr. Norbert Röttgen MdB, Bundes -
minister für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit gefallen.

Zwischen Dr. Röttgen und dem Hand -
werk gab es zuletzt Konflikte  wegen
der wenig verlässlichen Förderpolitik
von alternativer Energiegewinnung.

Wie bereits in den Vorjahren ist dazu
der Landesvorsitzende der AGSNRW,
André Brümmer, als einer der Ehren -
gäste eingeladen. In der Mai-Ausgabe
werden wir ausführlich berichten.     <

Nahversorgung im ländlichen Raum:
In formationsveranstaltung in

Monschau

Am 26. Mai 2012 fand in Monschau
(Nordeifel) eine Informations ver an stal -
tung der AGSREGIOAACHEN und der
SPD Kreis Aachen zur „Nahversorgung
im ländlichen Raum“ statt.
Zum Thema referierten Stefan Käm -
merling, stellv. Unter bezirks vorsitzen -
der der SPD Kreis Aachen und Land -
tags kandidat der NRWSPD für die
Nordeifel und Dipl.-Ing. André Brüm -
mer, Vorsitzender der AGSNRW.

Die Sicherung der Nahversorgung im
ländlichen Raum wird zum Problem.
Für kommerzielle Anbieter rechnet
sich das Angebot von Waren des tägli-
chen Bedarfs und Dienstleistungen in
kleinen Orten oft nicht mehr.  

Die beiden Referenten beschrieben ei -
ni ge Haup tursachen des Versorgungs -
pro blems: Handelskonzentration und
Ver drängungswettbewerb, demografi-
scher Wandel sowie Abwanderung.

Es wurden alternative Lösungs kon -
zep te wie mobile Versorgung und das
Modell „Dorfladen“ vorgestellt. Auch
das Thema Mobilität (ÖPNV) wurde
behandelt.

Die Referenten gingen auch auf die
Fördermöglichkeiten für Nahversor -
gungs sicherung im ländlichen Raum
durch Programme des Landes NRW
ein. Sie standen den Besuchern bei
der anschließenden Diskussion noch
längere Zeit ausführlich Rede und
Antwort. Zum Thema folgt ein aus -
führ licher Artikel in unserer nächsten
Ausgabe.                                                 <
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„Wirtschaftspolitisches Gespräch“ im Hochsauerlandkreis

Garrelt Duin MdB zu Gast in Sundern

Der Hochsauerlandkreis ist ob seiner landschaftlichen Schönheit immer eine Reise wert. „HSK“ ist

aber auch ein Zentrum der mittelständischen Wirtschaft. Diese Tatsache ist der Anlass, aus dem her-

aus Magnus Bende vom Ortsverein Röhrtal-Sundern zu einem wirtschaftspolitischen Gespräch ein-

geladen hatte. 

Zitat aus der Einladung: „In unserer
traditionell durch Mittelständische In -
dustrie geprägten Region ist es drin-
gend nötig, neben ehrgeizigen touri-
stischen und ökologischen Zielen den
Industriesektor nicht zu vernachlässi-
gen.“

Die bestmögliche Referentenwahl zu
diesem Thema gelang mit der Ein la -
dung von Garrelt Duin MdB, dem wirt-
schaftspolitischen Sprecher der SPD-
Bun destagsfraktion, und Präsidiums -
mit glied der Bundes-SPD und Spre -
cher des „Seeheimer Kreises“.

Er ist zudem Mit ver fasser eines An -
trages der SPD-Bun des tagsfraktion
vom 7.02.2012 (Druck sache 17/8572):

Impulse fu�r den Standort Deutsch land
– Fu�r eine moderne Industriepolitik

A. Chancen des Strukturwandels nut-
zen

B. Den Industriestandort Deutsch land
durch eine integrierte Indus trie po li -
tik stärken
1. Standortbedingungen für die In -

dustrie durch ein Impuls pro -
gramm für Investitionen verbes-
sern – Einen neuen gesellschaft-
lichen Konsens für Infrastruktur -
projekte schaffen

2. Sicherung des Fachkräfte bedarfs
3. Gute Arbeit, starke Sozial part ner -

schaft und kooperative Un ter -
neh mensführung – Eckpfei ler
mo derner Industriepolitik

4. Ökonomischen und ökologi -
schen Wandel gestalten – Für ei -
ne sichere Energie- und Roh stoff -
versorgung der Industrie

5. Technologische Leistungs fähig -
keit der Industrie sichern – In no -
vation fördern und den indus tri -
el len Mittelstand stärken

6. Industriepolitik ist Mehr ebe nen -
politik

Garrelt Duin belegte durch seine Rede
in hervorragender Weise, dass die SPD
über wirtschaftlichen Sach ver stand
ver fügt. Die SPD ist auch und gerade
für kleinste und kleine Un ternehmen
geeigneter Ansprech part ner. Um das
zu verdeutlichen, waren auch Ver tre -
ter der AGSNRW eingeladen Vom Lan -
desvorstand NRW waren Vorsit zen -
der André Brümmer, sein Stell ver tre -
ter Michael Henke und Frank Jakob
nach Sundern gekommen. 
Andre Brümmer stellte die AGS und
ihre Arbeit in NRW und in den Kom -
mu nen vor – nicht ohne Hintergedan -
ken: Der Hochsauerlandkreis ist für
die AGS zur Zeit ein „Weißer Fleck“,
d. h. es besteht keine örtliche AGS.
Dass sich das ändert – dabei will auch
die SPD in Sundern helfen.
André Brümmer stellte die Ar beits -
krei se der Landes-AGS vor und lud In -
teressierte zur Mitarbeit ein, egal ob
SPD-Mitglied oder nicht. Die nachfol-
gende Diskussion zeigte, dass dafür
durchaus Interesse besteht.                <

v.l.n.r.: Magnus
Bende (SPD Sun -
dern), Garrelt
Duin (MdB),
André Brümmer
(AGSNRW), Gerd
Stüttgen (MdL-
Kandidat), Ulrich
Blum (SPD Sun -
dern)
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Minister Schneider begann seine Re -
de mit einer Positionsbestimmung: Es
seit unstrittig, dass das Thema (Solo-)
Selbständigkeit in Politik und Gesell -
schaft noch längst nicht den Stellen -
wert hat, der angesichts von 5 Mio.
Selb ständigen in Deutschland – da -
von 2,4 Mio. „Einzelkämpfer“ und ih -
rer individuellen Lebens- und Arbeits -
bedingungen dringend geboten ist.

Eine scharfe Abgrenzung von abhän-
gig Beschäftigten auf der einen und
Selbständigen auf der anderen Seite
sei kaum noch möglich, da beide ge -
sellschaftlichen Gruppen in Bezug auf
Einkommen, soziale Absicherung, Ab -
hängigkeiten und Lebens risiken mit
durchaus vergleichbaren Verhält nis -
sen zu tun hätten.
In der anschließenden Diskussion mit
dem Publikum wurden besonders
häu fig die Themen Kranken- und
Rentenversicherung genannt. Insbe -
son dere wurden Beiträge zur (freiwil-
ligen gesetzlichen) Kranken versiche -
rung gefordert, die sich am tatsächli-
chen Einkommen der Selbständigen
orientieren müssen, und nicht etwa
an fiktiven Bezugsgrößen (die ein
Mindesteinkommen von 1.916,25 €
bzw. 1.277,50 € unterstellen). Zudem
wird bei der Zahlung von Kranken ta -
ge geld aber das tatsächliche Ein kom -
men angerechnet – zweifelsfrei nicht
 ge recht.
Zum Themenkomplex der Alters ab si -
che rung/Rentenversicherung sprach

sich die Mehrheit der Anwesenden
für eine verpflichtende Einbeziehung
der Selbständigen aus. Allein über die
Ausgestaltung gab es unterschiedliche
Vorstellun gen: Während insbesondere
die kreativ Tätigen sich für eine Aus -
weitung des „KSK“-Modells auf alle
Selb ständigen stark machten, favori-
sierte Minister
Schneider eine
Ein be z iehung
aller Selb stän di -
gen in die ge -
setz liche Ren -
ten ver si che rung.
Proble ma tisch
beim Mo dell der
Künst ler sozial -
kasse sei, dass es
auf ver schiede -
ne Ar ten unter-
laufen werden
kön ne, bei spiels -
weise durch die An ga be „un zu tref fen -
der“ Tätigkeits be schrei bun gen bei
Rech nungen oder da durch, dass Stun -
den sät ze in Angebo ten um genau den
KSK-Beitrag vorab gekürzt würden.
Aber auch die verpflichtende Ein be -
ziehung von Selbständigen in die ge -
setzliche Rentenversicherung ließe
sich laut Minister Schneider nicht 1:1
übernehmen, da hier seiner Meinung
nach eine Kompensation des Arbeit -
geberanteils erforderlich wäre, um zu
bezahlbaren Beiträge zu kommen.
Dies könne zwar beispielsweise durch
Steuermittel ge schehen, müsse dem

Steuerzahler aber auch glaubwürdig
vermittelt werden.
Am Ende der Veranstaltung versprach
Guntram Schneider eine deutlich in -
ten sivere Zusammenarbeit mit der
AGS in NRW und auf kommunaler Ebe -
ne, im Sinne der (Solo-)Selbständigen
und kleinen Unternehmen. 

Die anwesenden Teilnehmer nutzten
an schlie ßend die Gelegenheit zu Ge -
sprä chen in kleinerer Runde und zum
„Netzwerken“.                                        <

AGS Dortmund

„Politischer Salon“ mit Guntram Schneider

Zur dritten Veranstaltung der Reihe „Politischer Salon“ konnte die AGS Dortmund Guntram Schneider,

Minis ter für Arbeit, Integration und Soziales in NRW, im Zentrum für Gehörlosenkultur in der Dort -

munder West stadt begrüßen.

Guntram Schneider bei seiner Rede 
(Fotos: Ralf Stoltze)
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INDUSTRIE UND HANDEL
Hauptgeschäftsführer der IHK Köln im Ruhestand

Dr. Herbert Ferger verabschiedet

Rund 550 Gäste verabschiedeten am 29. Februar 2012 Dr. Herbert Ferger, der zwölf Jahre lang erfolg -

reich die Geschicke der IHK Köln leitete, mit einer Feier im Börsensaal der IHK Köln und einem Fest -

vortrag von Minister Harry K. Voigtsberger in den Ruhestand.

Voigtsberger stellte provokant die
Frage, wozu Industrie- und Handels -
kam mern überhaupt noch gebraucht
würden. Die Antwort: „Ein Teil der Da -
seins berechtigung ergibt sich aus un -
serem gesellschaftlichen Mitein an der.
Nicht zuletzt bedeutet soziale Markt -
wirtschaft auch, dass bei bestehen-
den Leistungsanreizen ein ver nünf ti -
ger Interessenausgleich zustande
kom men muss. Kompromisse fallen
aber nicht vom Himmel. Institu tio nen,
die auch stark und unabhängig genug
sind, sich im gesellschaftlichen Kon -
text zu behaupten. Neben den Ver bän -
den und den Gewerkschaften sind das
bei uns die Wirtschafts kam mern.“

Zu seinem Berufsleben führte Dr. Fer -
ger aus, dass er mehr als 30 Jahre in
der IHK-Organisation war. Mit einem
Verkehrsprojekt sei seine Tätigkeit bei
der IHK Köln gestartet: dem Einsatz
für den Ausbau des Kölner Autobahn -
rings. „Eine Aktion, damals übrigens

schon gemeinsam mit DGB und Ar -
beitgeber Köln, die ein wirklicher Er -
folg wurde“. Diese strategische Part -
nerschaft gehöre zweifellos zu seinen
besonders erfreulichen Erfahrungen. 

„Die gemeinsame Überzeugung von
Unternehmen und Gewerkschaften,
dass gerade der Standortfaktor Ver -
kehrsinfrastruktur für die Interessen
von Arbeitnehmern und Unter neh -
mern gleichermaßen wichtig ist, hat
sich in der Folgezeit ja dann auch
beim Ausbau des Hafens Godorf oder
bei der Unterstützung des Flughafens
bewährt“, führte Herber Ferger aus. 

Gern denke er auch
an eine weiteres Ge -
meinschafts pro jekt
zurück: den Cam pus
Leverkusen, den die
IHK Köln ge mein -
sam mit der Stadt
Leverkusen und der
Fa c h h o c h  s c h u l e
Köln auf den Weg
gebracht habe. Als
weitere Weg mar  ken
aus mehr als einem
Jahrzehnt IHK Köln

nannte Her  bert Ferger die Forschritte
auf dem Gebiet der regionalen
Zusammenarbeit – von der Re gion
Köln/Bonn bis hin zur Metro pol region
Rheinland – oder auch die in nere
Entwicklung der IHK Köln in den letz-
ten zwölf Jahren. 

Dazu Ferger: „Diese Entwicklung
stand unter dem Leitsatz: unterneh -
me rischer werden – soweit das im
Rah men einer Kör per schaft des öf fent -
lichen Rechts möglich ist.“

Auch kritische Töne gab es von Her bert
Ferger zu hören: „Es gab und gibt Ziele,
die ich nicht oder nicht vollständig
erreicht habe. Hierzu zählt, dass ich
mir einen sehr viel höheren Stel len -
wert von Wirtschaft und Wirt schafts -
politik in der Kölner Politik gewünscht
hätte. Es macht mir Sorgen, wie die
Akzeptanz der Sozialen Marktwirt -
schaft und von Belangen der Unter -
nehmen in unserer Gesellschaft ab -
nimmt.“ Ferger wies dabei auf das
schwindende Verständnis für den
Aus bau der Infrastruktur hin. Zwei
prak tische Wünsche lägen ihm am
Her zen: Dass die Landesregierung ih -
ren Widerstand gegen die Metropol -
region Rheinland aufgibt und dass es
gelingt, Menschen mit Migrations hin -
ter grund besser in den Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Die AGS Köln und AGSNRW wün-
schen Herrn Dr. Ferger alles Gute und
seinem Nachfolger Ulf Reichardt, der
ab dem 1. März neuer Haupt ge -
schäftsführer der IHK Köln ist, einen
guten Start für die anspruchsvollen
Aufgaben!                                               <
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ANTRÄGE DER AGSNRW

„Gründungszuschuss muss 
Pflicht leistung werden.“

Die AGS-Bundeskonferenz möge be -
schließen, dass die SPD-Bundes tags -
fraktion aufgefordert wird, initiativ zu
werden mit dem Ziel:

Der Anspruch auf einen Gründungs -
zu schuss muss bei Erfüllung 
nachvoll zieh barer Voraussetzungen
wieder Pflicht leistung der Bundes -
agentur für Arbeit werden.

Begründung:

Die Zahl der Soloselbständigen nimmt
stetig zu – trotz oder wegen der wirt-
schaftlichen Situation in Deutschland.
Gleichzeitig vergrößern sich ihre sozia-
len Probleme: immer mehr Solo selb -
ständige können sich keine dringend
nötige Kranken- und Pflegever siche -
rung leisten und zahlen zudem nichts
für eine Alters ver sorgung. Die Folgen
zei gen sich oftmals erst nach Jahr zehn -
ten: ältere Menschen werden häu figer
krank als jüngere, und ohne aus -
reichende Altersversorgung lebt
man/frau später von der Grund siche -
rung auf Sozialhilfeniveau.

Der Schritt in die Soloselbständigkeit
ist nicht immer freiwillig: immer öfter
werden abhängig Beschäftigte von ih -
ren Arbeitgebern „ausgelagert“ und

mit tels Werkverträgen weiter „be -
schäf tigt“ – zu schlechteren Bedin gun -
gen bei gleichzeitig höheren Kos ten
des jetzt „selbständig“ Tätigen. Viele
scheitern nach kurzer Zeit und müs-
sen Insolvenz anmelden.

Und wer bewusst die Selbständigkeit
wählt, hat seit Anfang 2012 keinen An -
spruch mehr auf einen Grün dungs -
zuschuss der Arbeitsagentur. Diese
Leis tung wurde zu einer Kann-Be stim -
mung und steht somit im Er mes sen
des jeweiligen Sachbearbeiters. 

Praktisch sieht es seit Januar 2012 so
aus, dass Gründungswilligen die För -
derung versagt wird mit der Be grün -
dung, sie seien vermittelbar, oder Ih -
nen die Anträge auf Gründungs zu -
schuss nicht ausgehändigt werden,
mit der Begründung, der Antrag wür -
de sowieso abgelehnt. 

Im Februar 2012 ist mit dieser Strate -
gie die Zahl der geförderten Existenz -
gründer im Vergleich zum Vorjahr um
82 % zurückgegangen! So werden vie -
le – insbesondere junge – Men schen
gehindert, ihre Kenntnisse und Fähig -
keiten in Dienstleistungen und Er -
zeug nisse umzusetzen. So sieht also
die Zukunft Deutschlands aus der Per -
s pektive der CDU-FDP-Koalition aus! <

„Soziale Absicherung von
Selbständigen.“

Die AGS-Bundeskonferenz möge be -
schließen, dass die SPD-Bundestags -
fraktion aufgefordert wird, initiativ
zu werden mit dem Ziel: 

1. Selbständige sollen durch einen
ein kommensabhängigen Beitrag in
die Kranken- und Pflege ver siche -
rung aufgenommen werden.

2. Selbständige sollen mit einem ein-
kommensabhängigen Beitrag
Pflicht mitglieder in der gesetzlichen
Ren ten versicherung werden.

Für Selbständige mit geringem Ein -
kom men ist in beiden Fällen eine
sozialverträgliche Lösung zu finden.
Ent sprechende Regelungen sind un -
ver züg lich anzustreben, selbst wenn
eine „Bürgerversicherung“ noch
nicht eingeführt werden konnte.

Begründung:

Selbständige mit geringem Ein kom -
men bleiben den Krankenkassen oft die
Beiträge schuldig, weil sie nicht zah -
lungsfähig sind (siehe aktuelle Presse-
Berichterstattung)

Die AGS unterstützt grundsätzlich die
auf dem SPD-Bundesparteitag 2011
be schlossene Bürgerversicherung im

Aus den Arbeitskreisen: Drei Anträge zur AGS-Bundeskonferenz

• Gründungszuschuss
• Soziale Absicherung von Selb ständigen
• Regulierung der NRW-Förderbanken
Die AGSNRW stellt die folgenden drei Anträge zur AGS-Bundeskonferenz 2012. Wesentliche Impulse

kamen aus den Arbeitskreisen „Soloselbständigkeit“ und „Finanzen“.
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Be reich der Kranken- und Pflege ver -
siche rung. Ziel einer Bürger ver siche -
rung muss die Integration auch von
Selb ständigen in die allgemeine Kran -
ken- und Pflegeversicherung sein,
und das zu Beiträgen, die den tatsäch-
lichen Einnahmen der Selbständigen
entsprechen.

Die AGS befürwortet weiter eine obli-
gatorische Altersversicherung für alle
Selbständigen, z.B. unter dem Dach der
gesetzlichen Rentenversicherung. Wer
sich bislang schon um seine Al ters ver -
sorgung gekümmert hat, kann ent -
schei den, ob er diese fortführen oder
in die neue Altersversorgung wechseln
will. Die Beiträge für diese neue Alters -
ver sorgung müssen sich an den Ein -
nah men der Selbständigen orientie-
ren, nicht an fiktiven „Bezugsgrößen“.
Wer mehr leisten will, kann dies tun.
Bis zu einer bestimmten Einkom mens -
gren ze kann eine subventionierte Lö -
sung ähnlich wie das System der
Künst ler sozialkasse („KSK“) entwickelt
werden, da die einkommensteuer min -
dern de Ba sisrente („Rürup“) für Selb -
ständige mit geringem Einkommen
we der fi nan zierbar ist, noch steuerli-
che Vor tei le hat. <

Aus der aktuellen Presse bericht erstat -
tung ist zu erfahren, dass auch der
DGB Erleichterungen für die vielfach
be troffenen Kleinselbständigen for-
dert. DGB-Vorstandsmitgliec Annelie
Buntenbach: „Selbständige sollten, wie
Arbeitnehmnerinnen und Arbeitneh -
mer auch, Beiträge nach ihren tatsäch-
lichen Einkünften zahlen.“ Es ist erfreu-
lich, dass neben der AGS auch die
Gewerkschaften die pauschalen Kran -
kenkassen-Mindestbeiträge für freiwil-
lig versicherte Selbständige als soziales
Problem erkennen.

„Regulierung der öffentlich-recht -
lichen NRW-Förderbanken“
(Antrag der AGS-Politikwerkstatt
„Steuern und Finanzen“)

Damit Banken auftragsgemäß und
nachhaltig im (Mittelstands-)Kredit -
geschäft agieren können, muss das
Bankenaufsichtsrecht, d.h. Liquidi täts-
, Eigenkapital- und Risiko bewer tungs -
vorschriften, auf bundes- und EU-
Ebene das regionale Geschäft entspre-
chend gesetzlich privilegieren.

Unsere stellvertretende Vor sitzende
Christians Breuer war federführend
für den Antrag verantwortlich. Die
AGS NRW beschloss auf der zu rück lie -
gen den AGSNRW-Landes kon fe renz
am 17. März 2012 aufgrund eines Ini tia -
tivantrags von Chris tiane Breuer (Lei te -
rin des AGSNRW Arbeitskreises „Finan -
zen“) den nachfolgenden An trag an
die Landtagsfraktion der SPD.

Der Initiativantrag wurde anlässlich
der Handelsblattinformationen vom
13.03.2012 („NRW-Bank groß im Ge -
schäft mit Derivaten“) eingebracht. 
Da rin heißt es: „Die Düsseldorfer För -
der bank gehört zu Deutschlands größ -
ten Verkäufern von Kredit deriva ten.
Die NRW.Bank hatte Ende 2010 –
neuere Zahlen liegen nicht vor – Kre -
ditderivate in Höhe von 22,7 Mrd. Euro
verkauft. 

Warum verkauft eine regionale Förder -
bank in Deutschland im großen Stil
Kre ditderivate? Es ist ein alles andere
als risikoloses Geschäft. 
Moody’s merkt an, dass viele der
Staaten, für die die NRW-Bank Ga ran -
tien vergeben hat, zuletzt mit einer
Verschlechterung ihrer Kreditwürdig -
keit zu kämpfen hatten.“[1]

Im Nachgang zu diesem Handels -
blatt-Artikel veröffentlichte die Bör -
sen-Zeitung folgende Information:
„Das hohe Credit Default Swaps (Kre -
ditderivate) Exposure der NRW.Bank
ist zum einen historisch bedingt und
eine Altlast aus der Aufspaltung der
WestLB vor zehn Jahren.“[2]

Das Land NRW haftet als Gewähr trä -
ger für die Verbindlichkeiten der
NRW.Bank.

Der Beschluss der AGSNRW-Landes -
konferenz lautet wie folgt:

1. Regionale Förderbanken sind lan -
des rechtlich derart zu regulieren,
dass sich ihre Aufgaben und Ge -
schäfte auf den staatlichen Auf trag,
das Land und seine kommunalen
Körperschaften bei der Er füllung ih -
rer öffentlichen Auf ga ben – insbe -
son dere in den Berei chen der Struk -
tur-, Wirtschafts-, Sozial- und Wohn -
raumpolitik – zu unterstützen, be -
schrän ken.

2. Diese Beschränkungen sollten mit
folgenden Maßnahmen einherge-
hen:
Damit die Förderbanken auch auf-
tragsgemäß arbeiten können, muss
das Bankenaufsichtsrecht, d.h. Li -
qui ditäts-, Eigenkapital- und Risiko -
bewertungsvorschriften, auf bun-
des- und EU-Ebene das regionale
Geschäft entsprechend privilegie-
ren:
Regionale Förderbanken, wie bei-
spielsweise die NRW Bank, müssen
die Möglichkeit haben, ihre Gelder
auftragsgemäß in das regionale
För derkreditgeschäft zu marktübli-
chen Konditionen investieren zu
kön nen.
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Deshalb müssen die regionalen As -
pekte und Förderaufträge im Rah -
men des Bankenaufsichtsrecht an
starkem – positiven – Einfluss ge -
win nen.

• Risikobewertungsmodelle, die auf
der persönlichen Beziehungen zum
Kreditnehmer aufbauen und nicht

auf externen Ratings, müssen privi-
ligiert werden.
• regionale Kreditvergaben sind bei
den Liquiditätsvorgaben der Bank
zu begünstigen, d.h. sie müssen im
Gegensatz zu überregionalen In ves -
titionen privilegiert werden.
• die Eigenkapitalvorschriften ha -
ben ebenfalls entsprechende Aus -

nahmetatbestände aufzunehmen,
damit sich regionale Kredit ver ga -
ben im Rahmen des Förderauf trags
sowohl für die kreditvergebenden
Banken als auch für den Kredit neh -
mer bei den Konditionen des Kre -
dites entsprechend positiv auswir-
ken.                                                      <

[1] http://www.handelsblatt.com/unternehmen/banken/credit-default-swaps-wachsender-umfang-an-stillen-lasten-in-den-buechern/6319534-2.html
[2] Börsen-Zeitung vom 20.03.212 „NRW.Bank baut CDS-Portfolio ab. Hellas-Bonds mit 442 Mill. Euro wertberichtigt.“
Außerdem zum Download: „Euro-Währungsstabilität und Wirtschaftswachstum gehen mit der gesetzlichen Privilegierung der regionalen Kredit ver -
gabe an die Real wirtschaft einher“ (PDF, 6 Seiten, 148 kB)

„Steuerhinterziehung muss effektiv
be kämpft werden. Deshalb reicht das
ausgehandelte Abkommen mit der
Schweiz nicht aus. Im Gegenteil: Die
Zeit bis zum geplanten Inkraftreten
am 1.1.2013 bietet die Gelegenheit, vor
dem Steuerabzug in die nächste Oase
zu flüchten. Da nur die Zinsen besteu-
ert werden, bleibt das Schwarzgeld
grundsätzlich unangetastet.
Zudem würde dieses Abkommen der
Schweiz zu Sonderregeln bei der Ver -

folgung von Steuerhinterziehung zu -
billigen. Es konterkariert die Be müh -
ungen der Eurozone um einen auto-
matischen Datenabgleich. Die müh-
sam erreichte europäische Einig keit
beim Datenabgleich würde fahrlässig
aufs Spiel gesetzt. Es ist ökonomisch
und moralisch nicht vertretbar, Steu -
erhinterziehung mit einem ein ma -
ligen Ablass derart abzugelten, der zu
gering bemessen ist und das Problem
nicht grundsätzlich angeht. 

Dem Staat würden auf diese Weise
langfristig Milliardenbeiträge verlo-
ren gehen. Stattdessen muss die euro-
päische Richtlinie zum Datenabgleich
angewendet wird. 
Das heißt: Der auto matische Datena b -
gleich mit der Schweiz muss deutlich
verschärft werden. Steueroasen dür-
fen mit Son der abkommen nicht für ih -
re Praxis belohnt werden.“ <

Die AGSNRW bei Facebook

Florian Dohmen via Facebook

„Schwarzgeldabkommen mit der 
Schweiz ablehnen!“

Mitglied Florian Dohmen schrieb in unserer Facebook-Gruppe ein kurzes Statement zum sog. „Schwarz -

geld abkommen“ mit der Schweiz und warum es seiner Meinung nach abgelehnt werden muss. Mit seiner

Erlaubnis drucken wir es hier ab.

STEUERN

Alle Infos zu unseren Ar -
beits kreisen unserer PDF-
Broschüre (10 S., 628 kB).

SOLO-
SELBSTÄNDIGE FINANZEN

http://www.ags-in-nrw.de/downloads/AGSNRW_Arbeitskreise_1203.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/AGSNRW_Arbeitskreise_1203.pdf
https://www.facebook.com/groups/75176189105/
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/ak_finanzen/Waehrungsstabilitaet_und_Wirtschaftswachstum.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/ak_finanzen/Waehrungsstabilitaet_und_Wirtschaftswachstum.pdf


AGS:Nachrichten (April 2012)

13

NRWSPD
Regierungsprogramm 2012-2017

„NRW auf gutem Weg“

Der außerordentliche Landesparteitag der NRWSPD war Anlass, ein Regierungsprogramm vorzule-

gen für den Fall, dass die SPD in Regierungsverantwortung bleibt. Das Motto „NRW auf gutem Weg“

weist auf die Erfolge der rot/grünen Minderheitsregierung in den letzten 20 Monaten hin. Inhaltlich

behandelt es aber die Ziele der NRWSPD für die nächsten Jahre.

In der nur kurzen zur Verfügung ste-
henden Zeit gelang ein Querschnitt
aller relevanten Themen!  Wir wollen
uns aber in diesem Bericht nur mit für
uns besonders relevanten Teilen be -
schäftigen. Einen Link auf das gesam-
te Programm findet der Leser am
Ende dieses Artikels.

Direkt das erste Kapitel beschäftigt
sich mit der Politik für Industrie, Mit -
telstand und Handwerk. Es wird auf
nachhaltiges Wachstum durch ent-
sprechende Industriepolitik und För -
de rung von Handwerk gesetzt. Dabei
wird auch auf die Handwerks initia ti -
ve der NRWSPD hingewiesen und auf
das geplante (fertige, aber nicht mehr
zur parlamentarischen Verab schie -
dung gelangte) Mittelstandsgesetz.
Weitere für uns sehr relevante Kapitel

beschäftigen sich mit der Stärkung von
Kommunen und Bildung. Weiterhin
ent hält das Programm ein Bekenntnis
zur Stärkung der Infrastruktur. Bei der
Ver kehrsinfrastruktur gilt auch für die
SPD der Grundsatz „Erhalt vor Neu -
bau“. Beim Zustand der Verkehrs infra -
struktur wird schon dass mit den ge -
ringen zur Verfügung stehenden Mit -
teln eine kaum lösbare Aufgabe. 
Hier sei ein neidvoller Blick auf die
„neuen Bundesländer“ gestattet. Die
Be teiligung am „Aufbau Ost“ und ei ne
Förderungspolitik nach Bedürf tigkeit
wird deshalb auch im Pro gramm be -
handelt. 

„Neubauvorhaben werden schwer -
punkt mäßig da realisiert, wo wich tige
Lückenschlüsse und Maß nah men zur
Optimierung des bereits vor handenen

Verkehrs netzes, wie zum Beispiel Eng -
pass be sei tigung, er for derlich sind.“ Er -
forderlich ist vieles! Aber: Die knappen
Mittel, die Grünen und der (noch) Ver -
kehrs minister Ramsauer werden uns
die Umsetzung der erforderlichen
Maß nahmen nicht leicht machen.

Das Programm endet mit den Sätzen:
„Nordrhein-Westfalen ist in den letzten
20 Monaten von Hannelore Kraft und
der SPD gut regiert worden. Wir haben
ein klares Programm und un ser Kom -
pass stimmt. Tragen Sie bitte mit Ih ren
beiden Stimmen für die SPD da zu bei,
dass Nordrhein-Westfalen eine gute
Mi nisterpräsidentin behalten und ei -
nen klaren Kurs steuern kann.“ Dem ist
nichts hinzuzufügen!                           <

Wahlprogramm der NRWSPD

http://www.nrwspd.de/html/29870/welcome/Wahlprogramm.html
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André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.
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Fr., 04.05.2012, 13:30 Uhr
IntUV Ruhrstadt: „Business Lunch“
mit Sigmar Gabriel
> Die Veranstaltung ist mit einem kos -

tenlosen Mittagessen für Int UV-Mit -
glieder verbunden (Kosten be teili -
gung für Nichtmitglie der: 25,- €).
Wir bitten um eine Anmeldung bis
zum 30.04. (eMail: info@intuv.de,
Tel.: 0209/12345, Fax: 0209/144094.

Industrie-Club Friedrich Grillo, Zeppelin -
allee 51, 45883 Gelsenkirchen

Di., 08.05.2012, 19:30 Uhr
AGS Gelsenkirchen: „Betriebliche
Gesundheits förderung“
> Unternehmerstammtisch: „Der Weg

zur nachhaltigen Verbesserung von
Kranken stand, Produktivität und
Mit arbeiter zufriedenheit“

Schalker Sportpark, Kurt-Schmumacher-
Straße 151-161, 45881 Gelsenkirchen

Achtung, neuer Termin:
Di., 29.05.2012, 19:00 Uhr
AGS Köln & AGSNRW: „Die Bürger -
ver sicherung“
> u. a. mit Dr. Karl Lauterbach MdB

und Dr. Matthias Albrecht, Vor sit -
zen der der ASG in NRW.

Köln (Details auf unserer Webseite, sobald
bekannt)

Alle aktuellen Ver an stal tungs hin wei se
auf unserer Webseite:
www.ags-in-nrw.de/termine.htm

Termine

Was ist wann
los in NRW?

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint Ende Mai, Re dak tions -
schluss ist Freitag, der 19.05.2012. Artikel, Terminhinweise, Fotos/Gra fiken und
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